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Drucksache IV/193 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache IV/92 — 


A. Bericht des Abgeordneten Merten *) 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/92 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen; 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

im Benehmen mit den Kirchen und Reiigionsge- 
sellschaften, die Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind, zu prüfen, auf welche Weise die 
seelsorgerische Betreuung von Wehrpflichtigen, 
die sich auf das Kriegsdienstverweigerungsrecht 
berufen, durch Beistandstätigkeit von Geistlichen 
in den Verfahren vor den Prüfungsausschüssen 
und Kammern für Kriegsdienstverweigerer so- 
wie den Verwaltungsgerichten gefördert werden 
kann. 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundes- 
tag hierüber bis zum 30. Juni 1962 zu berichten. 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 1. Februar 1962 

Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Merten 

Vorsitzender Berichterstatter 


folgt als ^ Drucksache IV/193 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/193 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache IV/92 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 
§ 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14, Januar 1961 (Bundesgesetzbl. 
I S. 29) und des Artikels 4 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 21. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 457) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 5 

Grundwehrdienst 

(1) Der volle Grundwehrdienst dauert acht- 
zehn Monate. Er beginnt in der Regel in dem 
Kalenderjahr, in dem der Wehrpflichtige das 
zwanzigste Lebensjahr vollendet. 

(2) Verkürzten Grundwehrdienst, der minde- 
stens einen Monat und höchstens zwölf Monate 
dauert, leisten Wehrpflichtige, die das fünfund- 
zwanzigste, aber noch nicht das fünfunddreißig- 
ste Lebensjahr vollendet haben. Nach Voll- 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

§ 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. 
I S. 29) und des Artikels 4 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 21. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 457) wird wie folgt ge- 
ändert: 

Vor 1. § 3 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„Sie umfaßt die Pflichtr sich zu meldeUr vorzu- 
stellen und nach Maßgabe dieses Gesetzes auf 
die geistige und körperliche Tauglichkeit unter- 
suchen zu lassen sowie bei der Entlassung oder 
später zum Gebrauch im Wehrdienst bestimmte 
Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke sowie Waf- 
fen zu übernehmen und aufzubewahren." 

1. unverändert 
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Entwurf Beschlüssede 

endung des fünfunddreißigsten Lebensjahres 
erlischt die Verpflichtung, im Frieden Grund- 
wehrdienst zu leisten. 

(3) Wehrpflichtige können auch vor Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
zum verkürzten Grundwehrdienst einberufen 
werden, wenn sie auf Grund der Einberufungs- 
anordnungen des Bundesministers der Verteidi- 
gung nicht zum vollen Grundwehrdienst heran- 
gezogen werden oder wenn ihre Einberufung 
zum vollen Grundwehrdienst aus einem der in 
§12 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe a und Nr. 2 ange- 
gebenen Gründe eine besondere Härte bedeuten 
würde, die voraussichtlich auch durch eine Zu- 
rückstellung nicht behoben werden könnte. 

(4) Einem Antrag des Wehrpflichtigen, schon 
vor Aufruf seines Geburtsjahrganges zum Grund- 
wehrdienst herangezogen zu werden, soll ent- 
sprochen werden, jedoch nicht vor Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres. Vorzeitig die- 
nende Wehrpflichtige sind in der Regel nur zum 
vollen Grundwehrdienst einzuberufen. 

(5) Wehrpflichtige müssen die Zeit, in der sie 
während des Grundwehrdienstes Freiheitsstrafen, 
disziplinäre Arreststrafen oder Jugendarrest ver- 
büßt haben oder ihrer Truppe oder Dienststelle 
schuldhaft ferngeblieben sind, nachdienen, wenn 
sie mehr als dreißig Tage beträgt." 


2. § 6 wird wie folgt gefaßt: 2. unverändert 

♦ 

„§ 6 

Wehrübungen 

(1) Eine Wehrübung dauert mindestens einen 
Tag und höchstens drei Monate. 

(2) Die Gesamtdauer der Wehrübungen be- 
trägt bei Mannschaften höchstens neun, bei 
Unteroffizieren höchstens fünfzehn und bei Offi- 
zieren höchstens achtzehn Monate. 

(3) Die Gesamtdauer der Wehrübungen ver- 
längert sich bei Wehrpflichtigen, die nach § 5 
Abs. 2 einen verkürzten Grundwehrdienst von 
weniger als zwölf Monaten leisten, um die von 
zwölf Monaten nicht in Anspruch genommene 
Zeit, in den Fällen des § 5 Abs. 3 um die von 
achtzehn Monaten nicht in Anspruch genommene 
Zeit. 

(4) Wehrpflichtige, die nach dem Musterungs- 
ergebnis für den vollen oder den verkürzten 
Grundwehrdienst zur Verfügung stehen, kön- 
nen zu Wehrübungen einberufen werden, wenn 
sie auf Grund der Einberufungsanordnungen des 
Bundesministers der Verteidigung nicht zum vol- 
len oder verkürzten Grundwehrdienst herange- 
zogen werden. In diesem Falle verlängert sich 
die Gesamtdauer der Wehrübungen um die nicht 
in Anspruch genommene Zeit des Grundwehr- 
dienstes. Die Gesamtdauer der Wehrübungen be- 
trägt 
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s 5. Ausschusses 
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Entwurf 

1. bei Mannschaften höchstens siebenund- 
zwanzig, 

bei Unteroffizieren höchstens dreiund- 

« 

dreißig, 

bei Offizieren höchstens sechsunddrei- 
ßig Monate, 

2. sofern die Wehrpflichtigen das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet 
haben, bei Mannschaften höchstens 
einundzwanzig, bei Unteroffizieren 
höchstens siebenundzwanzig, bei Offi- 
zieren höchstens dreißig Monate. 

(5) Nach Vollendung des fünfunddreißigsten 
Lebensjahres dürfen Wehrpflichtige als Mann- 
schaften nur noch zu Wehrübungen von insge- 
samt drei Monaten, Unteroffiziere nur noch zu 
Wehrübungen von insgesamt sechs Monaten 
herangezogen werden. 

(6) Für Wehrübungen, die als Bereitschafts- 
dienst von der Bundesregierung angeordnet wor- 
den sind, gilt die zeitliche Begrenzung des Ab- 
satzes 1 nicht. Auf die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen nach Absatz 2 bis 5 werden sie nicht 
angerechnet; der Bundesminister der Verteidi- 
gung kann eine Anrechnung anordnen.'' 


3. In § 18 Abs. 1 Satz 2 ist statt auf § 5 Abs. 5 
^ Satz 1 auf § 5 Abs. 4 Satz 1 zu verweisen. 

4. § 21 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


2a. § 12 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(5) Vom Wehrdienst kann ein Wehrpflich- 
tiger ferner zurückgestellt werden, wenn gegen 
ihn ein Strafverfahren anhängig ist, in dem eine 
Freiheitsstrafe oder eine mit Freiheitsentziehung 
verbundene Maßregel der Sicherung und Besse- 
, rung zu erwarten ist oder wenn seine Einberu- 
fung die militärische Ordnung oder das Ansehen 
der Bundeswehr ernstlich gefährden würde." 

3. unverändert 


4. § 21 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Von der in den Einberufungslisten fest- 
gelegten Reihenfolge kann ferner abgewichen 
werden, wenn in den Einberufungsanordnun- 
gen des Bundesministers der Verteidigung 
aus Gründen der Einsatzfähigkeit der Truppe 
eine Mindestzahl von Wehrpflichtigen einer 
bestimmten Berufsgruppe oder mit einer be- 
stimmten Vorbildung angefordert wird und 
diese Zahl bei Einhaltung der Reihenfolge 
nicht erreicht würde. Für die Einberufung der 
Wehrpflichtigen der bestimmten Berufsgruppe 
oder mit einer bestimmten Vorbildung bleibt 
die in den Einberufungslisten festgelegte 
Reihenfolge maßgebend. Die Berufsgruppen 
und Gruppen mit bestimmter Vorbildung 
werden vom Bundesminister der Verteidigung 
festgelegt." 
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Entwurf 


„(6) Wehrpflichtige, die beantragt haben, vor- 
zeitig zum Grundwehrdienst herangezogen zu 
werden, sind in die Einberufungslisten nicht ein- 
zutragen und vorweg einzuberufen." 


5. In § 29 Abs. 6 Satz 2 ist in der Klammer statt auf 
^ § 5 Abs. 6 auf § 5 Abs. 5 zu verweisen. 

6. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Sie werden im Frieden nur zu Wehrübun- 
gen herangezogen, deren Gesamtdauer bei 
Mannschaften höchstens drei, bei Unteroffi- 
zieren höchstens sechs und bei Offizieren 
höchstens achtzehn Monate beträgt." 

Satz 5 wird gestrichen. 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 


7. § 42 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 


„Die Gesamtdauer der von ihnen noch zu lei- 
stenden Wehrübungen beträgt bei Mannschaften 
höchstens neun, bei Unteroffizieren höchstens 
fünfzehn und bei Offizieren höchstens achtzehn 
Monate." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

(6) unverändert 


4 a. § 24 Abs. 6 wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. die Pflicht, ausgehändigte Bekleidungs- und 
Ausrüstungsstücke sowie Waffen ohne Ent- 
schädigung jederzeit erreichbar sorgfältig auf- 
zubewahren und zu pflegen, sie nicht außer- 
halb des Wehrdienstes zu verwenden, miß- 
bräuchliche Benutzung durch Dritte auszu- 
schließen und sie auf Aufforderung der zu- 
ständigen Dienststelle zur Überprüfung vor- 
zulegen." 

5. unverändert 


6. § 36 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

r,(4) Ungediente Wehrpflichtige, die vor 
dem 1. Juli 1937 geboren sind, werden im 
Frieden nur zu einem verkürzten Grundwehr- 
dienst von höchstens sechs Monaten und zu 
Wehrübungen, deren Gesamtdauer bei Mann- 
schaften höchstens neun Monate, bei Unter- 
offizieren höchstens fünfzehn Monate, bei 
Offizieren höchstens achtzehn Monate be- 
trägt, herangezogen. Bei verkürztem Grund- 
wehrdienst von weniger als sechs Monaten 
verlängert sich die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen um die durch die Verkürzung nicht 
in Anspruch genommene Zeit. § 6 Abs. 5 
bleibt unberührt." 

7. § 42 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(1) Wehrpflichtige, die dem Vollzugsdienst 
der Polizei angehören oder für diesen durch 
schriftlichen Bescheid angenommen sind, werden 
für die Dauer ihrer Zugehörigkeit nicht zum 
Wehrdienst herangezogen. Haben Wehrpflichtige 
im Vollzugsdienst der Polizei mindestens acht- 
zehn Monate Dienst geleistet, so erlischt ihre 
Pflicht, Grundwehrdienst zu leisten. Die Gesamt- 
dauer der von ihnen noch zu leistenden Wehr- 
übungen beträgt bei Mannschaften höchstens 
neun, bei Unteroffizieren höchstens fünfzehn und 
bei Offizieren höchstens achtzehn Monate. Der 
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Entwurf 


§ 2 

Übergangsvorschriften 

(!) Bei den Wehrpflichtigen, die im Regelfälle 
am 31. März 1962 nach Ableistung eines zwölf- oder 
sechsmonatigen Grundwehrdienstes entlassen wer- 
den müßten, verlängert sich der Grundwehrdienst 
nur um drei Monate. 

(2) Bei den Wehrpflichtigen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes den Grundwehrdienst nach den bis- 
herigen Bestimmungen abgeleistet haben, und bei 
ungedienten Wehrpflichtigen, die den bereits aufge- 
rufenen Geburtsjahrgängen 1937 (zweite Hälfte) bis 
einschließlich 1939 angehören, verlängert sich der 
volle Grundwehrdienst nicht. Absatz 1 bleibt unbe- 
rührt. 

(3) Bei Soldaten auf Zeit, die für achtzehn Mo- 
nate in ihr Dienstverhältnis berufen worden sind, 
richtet sich die Dauer des vorgeschriebenen 
Grundwehrdienstes im Sinne des § 33 des Bundes- 
besoldungsgesetzes nach den Vorschriften, die im 
Zeitpunkt der Ernennung für sie gegolten haben. 

Artikel II 
§ 1 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und 
die Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leisten (Wehrsoldgesetz — 
WSG) in der Fassung vom 22. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1611), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 2 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2: 

♦ 

„Soldaten, die Grundwehrdienst leisten, erhalten 
nach Ablauf von zwölf Monaten die Sätze der 
gegenüber ihrem jeweiligen Dienstgrad nächst- 
höheren Wehrsoldgruppe." 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „§ 5 
Abs. 3" durch die Worte „§ 5 Abs. 2" ersetzt; 

b) in Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „sechs" 
durch das Wort „zwölf" ersetzt. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

im Vollzugsdienst der Polizei über achtzehn Mo- 
nate geleistete Dienst kann auf diese Wehrübun- 
gen, der unter achtzehn Monate geleistete Dienst 
auf den Wehrdienst angerechnet werden." 

8. In § 45 Abs. 1 Nr. 1 wird hinter den Worten 
^ „untersuchen zu lassen" eingefügt: 

„oder bei der Entlassung oder später zum Ge- 
braudi im Wehrdienst bestimmte Bekleidungs- 
und Ausrüstungsstücke sowie Waffen zu über- 
nehmen," 

§ 2 

unverändert 


Artikel II 

§ 1 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und 
die Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leisten (Wehrsoldgesetz — 
WSG) in der Fassung vom 22. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1611), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 
3. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

(1) Der Soldat erhält bei der Entlassung nach 
Ableistung eines ununterbrochenen Grundwehr- 
dienstes von mindestens sechs Monaten oder 
einer unmittelbar anschließenden Wehrübung 
ein Entlassungsgeld. 

(2) Das Entlassungsgeld beträgt nach 
sechsmonatigem Wehrdienst 45 Deutsche Mark, 
zwölfmonatigem Wehrdienst 60 Deutsche Mark, 
achtzehnmonatigem Wehrdienst 

für den Grenadier 180 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten und 

Obergefreiten 200 Deutsche Mark, 

für den Unteroffizier 220 Deutsche Mark. 

(3) Haben Familienangehörige des Soldaten 
allgemeine Leistungen nach § 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes erhalten, beträgt das Entlas- 
sungsgeld nach 

sechsmonatigem Wehrdienst 75 Deutsche Mark, 
zwölfmonatigem Wehrdienst 100 Deutsche Mark, 
achtzehnmonatigem Wehrdienst 

für den Grenadier 300 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten und 

Obergefreiten 330 Deutsche Mark, 

für den Unteroffizier 360 Deutsche Mark. 

(4) Wird ein Soldat vor Ablauf von sechs, 
zwölf oder achtzehn Monaten Wehrdienst wegen 
Dienstunfähigkeit, die er nicht vorsätzlich ver- 
ursacht hat, vorzeitig entlassen, so erhält er als 
Entlassungsgeld den Betrag, der für die Entlas- 
sung nach sechs, zwölf oder achtzehn Monaten 
Wehrdienst jeweils vorgesehen ist." 

§ 2 

Übergangsvorschrift 

(1) Ein Soldat, dessen Grundwehrdienst durch 
Artikel I § 2 Abs. 1 verlängert worden ist, erhält 
bei der Entlassung nach einem fünfzehnmonatigen 
ununterbrochenen Grundwehrdienst 

als Grenadier 

ein Entlassungsgeld von 1 10 Deutsche Mark, 

als Gefreiter oder Obergefreiter 

ein Entlassungsgeld von 120 Deutsche Mark. 

(2) Haben Familienangehörige des Soldaten all- 
gemeine Leistungen nach § 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes erhalten, beträgt das Entlas- 
sungsgeld 

für den Grenadier 180 Deutsche Mark, 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

3. § 8 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 8 

(1) unverändert 


(2) Das Entlassungsgeld beträgt nach 
sechsmonatigem Wehrdienst 45 Deutsche Mark, 
zwölfmonatigem Wehrdienst 60 Deutsche Mark, 
achtzehnmonatigem Wehrdienst 

für den Grenadier 180 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten, 

Obergefreiten und 

Hauptgefreiten 200 Deutsche Mark, 

für höhere Dienstgrade 220 Deutsche Mark. 

(3) Haben Familienangehörige des Soldaten 
allgemeine Leistungen nach § 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes erhalten, beträgt das Entlas- 
sungsgeld nach 

sechsmonatigem Wehrdienst 75 Deutsche Mark, 
zwölfmonatigem Wehrdienst 100 Deutsche Mark, 
achtzehnmonatigem Wehrdienst 
für den Grenadier 300 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten, 

Obergefreiten und 

Hauptgefreiten 330 Deutsche Mark, 

für höhere Dienstgrade 360 Deutsche Mark. 

(4) unverändert 


§ 2 

Übergangsvorschrift 

(1) Ein Soldat, dessen Grundwehrdienst durch 
Artikel I § 2 Abs. 1 verlängert worden ist, erhält 
bei der Entlassung nach einem fünfzehnmonatigen 
ununterbrochenen Grundwehrdienst 

als Grenadier 

ein Entlassungsgeld von 110 Deutsche Mark, 

als Gefreiter oder mit 

einem höheren Dienstgrad 

ein Entlassungsgeld von 120 Deutsche Mark. 

(2) Haben Familienangehörige des Soldaten all- 
gemeine Leistungen nach § 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes erhalten, beträgt das Entlas- 
sungsgeld 

für den Grenadier 180 Deutsche Mark, 
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für den Gefreiten und 

Obergefreiten 200 Deutsche Mark. 

(3) Die Beträge nach den Absätzen 1 oder 2 
werden auch gewährt, wenn der Soldat nach Ablauf 
von mehr als zwölf Monaten Grundwehrdienst we- 
gen Dienstunfähigkeit, die er nicht vorsätzlich ver- 
ursacht hat, vorzeitig entlassen wird. 


Artikel III 

Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

Das Gesetz über die Sicherung des Unterhalts der 
zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen und 
ihrer Angehörigen (Unterhaltssicherungsgesetz < — 
USG) in der Fassung vom 31. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 661) wird wie folgt geändert: 

In § 2 Nr. 1 wird das Wort „sechs" durch das Wort 
„zwölf" ersetzt. 


Artikel IV 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes 
bei Einberufung zum Wehrdienst (Arbeitsplatz- 
schutzgesetz) vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 293) in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 
vom 21. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 457) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „sechs" durch 
das Wort „zwölf" ersetzt. 

2. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „sechs" durch 
das Wort „zwölf" ersetzt. 


Artikel V 

Änderung des Soldatengesetzes 

§ 56 Abs. 1 Satz 4 des Soldatengesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom 28. November 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 853) wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Soldaten, die vor dem 1. Juli 1937 geboren sind 
oder bei Begründung des Dienstverhältnisses eines 
Soldaten auf Zeit das fünfundzwanzigste, aber noch 
nicht das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet 
haben, ist davon auszugehen, daß sie einen ver- 
kürzten Grundwehrdienst von sechs Monaten zu 
leisten haben (§ 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 5 des Wehr- 
pflichtgesetzes)." 


— 4. Wahlperiode 

Beschlüsse des 5. Ausschusses 
für Gefreite und 

höhere Dienstgrade 200 Deutsche Mark. 

(3) unverändert 


Artikel III 
unverändert 


Artikel IV 
unverändert 


Artikel V 

unverändert 
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Entwurf 

Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Artikel Va 


Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigtr den Wortlaut des Wehrpflicht gesetzes 
unter Berücksichtigung der Änderungen durch dieses 
Gesetz bekanntzugeben und Unstimmigkeiten des 
Wortlautes zu beseitigen. 


Artikel VI 

Artikel VI 

Inkrafttreten 

unverändert 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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